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Liebe Leserin, lieber Leser,  
die Mai-Tagung in Straßburg bescherte uns 
eine ganze Palette interessanter Themen, 
z.B. die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments zum Kommissionsbericht über 
den Fortschritt der Türkei bei den Beitritts-
verhandlungen, den Zwischenbericht des 
Klimaausschusses sowie ein Verordnungs-
paket zum Kraftverkehr.  
 

Türkei ohne Fortschritte 
 

Auf der Grundlage sowohl des jährlichen 
Fortschrittsberichts der Europäischen 
Kommission aus November 2007, als auch 
eigener Erfahrungen und Recherchen be-
werteten wir als Parlament nun die Re-
formfortschritte der Türkei und den Lauf 
der bisherigen Beitrittsverhandlungen. Un-
sere Entschließung hierzu benennt deutli-
cher denn je die noch immer bestehenden, 
erheblichen Defizite in der Türkei und for-
dert Ankara klar auf, den schon lange ins 
Stocken geratenen Reformprozess zu inten-
sivieren. Bemängelt wird zudem, dass es 
der Türkei trotz einiger eingeleiteter Re-
formen nicht gelungen ist, diese tatsächlich 
mit Leben zu erfüllen. Deshalb fordern wir 
die türkische Regierung erneut auf, umge-
hend konkretere Reformschritte als bisher 
einzuleiten. Kritik übten wir vor allem an 
der Änderung des Artikels 301 des türki-
schen Strafgesetzbuches über die "Beleidi-

gung des Türkentums". Die von der türki-
schen Regierung vorgenommene, halbher-
zige Änderung dieses Paragraphen, die nun 
"die Beleidigung der Türkei" unter Strafe 
stellt und mit maximal zwei statt früher 
drei Jahren Freiheitsstrafe ahndet, reicht 
beileibe nicht aus. Die Substanz des Parag-
raph 301, nämlich im Grundsatz das Verbot 
der Nennung des Völkermordes an den 
Armeniern sowie das Verbot von kritischen 
Äußerungen über das türkische Militär, 
bleibt schließlich erhalten. Die so in Geset-
ze gegossene Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit ist eines von vielen Beispie-
len, die deutlich machen, dass die Türkei 
noch gar nicht wirklich begonnen hat, sich 
ernsthaft auf europäische Werte und Stan-
dards zuzubewegen.  
 

Klima-Hysterie? 
 

Der 60 Sitze umfassende nichtständige 
Ausschuss zum Klimawandel soll Vor-
schläge über die künftige Politik der EU 
zum Klimaschutz ausarbeiten. Hierzu be-
fasst sich der Ausschuss derzeit mit einer 
Bestandsaufnahme aktueller Forschungser-
gebnisse. Nun legte der Klima-Ausschuss 
seinen Zwischenbericht vor. Dieser Zwi-
schenbericht warnt vor gravierenden Fol-
gen, falls nicht schnellstens Maßnahmen 
zur  Verringerung des Ausstoßes von  CO2 
und anderen Treibhausgasen getroffen 
werden. Da  bereits ein  Temperaturanstieg 



  2 

von 2° C unser Leben erheblich beeinträch-
tigen würde, müssten wir alles Erdenkliche 
dazu tun, um deutlich unter diesem Ziel-
wert zu bleiben.  

Die Klimaproblematik wird im Europä-
ischen Parlament sehr strittig diskutiert. Es 
ist natürlich einfach und sehr pressewirk-
sam, Horrorszenarien zu entwerfen und 
Hysterie zu schüren. Hysterie und hekti-
sche Aktionen haben aber mit verantwor-
tungsvoller Politik nichts zu tun! So gehöre 
ich zu denjenigen in unserem Hause, die 
vor negativen Folgen einer falschen Kli-
mapolitik warnen. Wir brauchen doch erst 
einmal Folgenabschätzungen für mögliche 
Klima-Gesetzgebungen! Können sie wirk-
lich effizient sein? Oder ist der Klimawan-
del ein weitgehend natürlicher Vorgang 
und durch uns sowieso nicht zu stoppen?  
Der für Anfang 2009 angekündigte Ab-
schlussbericht des Klima-Ausschusses wird 
hoffentlich nicht so einseitig sein wie der 
Zwischenbericht!   
 

Verbesserungen für Kraftverkehr 
 

Das Verordnungspaket über den Zugang 
zum Kraftverkehrsmarkt und die Berufszu-
lassung soll die Regelungen des Straßen-
transports vereinheitlichen und vereinfa-
chen sowie Bürokratie abbauen. Es wird 
ein Mindestqualitätsniveau für Kraftver-
kehrsunternehmen geben, und zwar hin-
sichtlich Zuverlässigkeit, finanzieller Leis-
tungsfähigkeit, fachlicher Eignung und be-
stimmter Niederlassungsbedingungen.  
Für den Güterkraftverkehr forderten wir, 
dass ab spätestens 2014 keine Einschrän-
kungen mehr für Kabotagebeförderungen 
gelten sollen. Ausländische Frachtunter-
nehmen sollen dann ohne Beschränkung 
z.B. innerhalb Deutschlands (oder anderer 
Mitgliedstaaten) Waren aufnehmen und 
anliefern dürfen, wenn sie zuvor eine gren-
züberschreitende Beförderung in dieses 
Land durchgeführt haben. Zur Vermeidung 
von Leerfahrten soll die Kabotage auch in 

den Ländern erlaubt sein, die auf dem 
Rückweg durchquert werden. Vorausset-
zung hierfür ist, dass der kürzeste Rückweg 
durch diesen Mitgliedstaat verläuft und die 
Transportdienstleistung innerhalb von sie-
ben Tagen nach der Entladung im Ausstel-
lungsstaat erfolgt. 
 

Neues Umweltstrafrecht 
 

Die Europäische Union erlässt strafrechtli-
che Bestimmungen zur Ahndung von Ver-
stößen gegen geltendes Umweltrecht. Wir 
stimmten über einen entsprechenden Rich-
tlinienvorschlag ab, nachdem eine Eini-
gung zwischen Rat, Parlament und Kom-
mission erzielt wurde. Der Kompromiss 
stellt klar, dass zwar die Europäische Uni-
on die strafbaren Handlungen definiert, es 
aber den Mitgliedstaaten vorbehalten 
bleibt, Strafrahmen und Strafarten festzule-
gen. In den Verhandlungen konnte außer-
dem durchgesetzt werden, dass nur Verstö-
ße gegen ausdrücklich im Einzelnen festge-
legte Umweltgesetze strafbar sind und Ba-
gatellunrecht von der Strafbarkeit ausge-
nommen ist. 

 

Ein Hinweis zum Schluss:  
Gerade ist in der "Blauen Reihe" der 
CDU/CSU-Gruppe im EP eine Neuauflage 
des Heftes "Europa und die Türkei" er-
schienen. Bei Interesse wenden Sie Sich 
bitte an mein Wahlkreisbüro in Herne! 

Bis zum nächsten Straßburgbrief im Juni! 
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